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Verfügung zur Gewinnung und Auswahl der nebenamtlich Lehrenden für die 

Bachelorstudiengänge an der HSPV NRW  

Die Gewährleistung des Lehrbetriebs ist zentrale Aufgabe der HSPV NRW. Um dies zu ermöglichen, 

ist es notwendig, dass die Hochschule über eine ausreichende Anzahl an Lehrenden verfügt. Der 

Bedarf an Lehrenden kann dabei nicht allein durch hauptamtlich Lehrende gedeckt werden. 

Daher ist die Gewinnung von nebenamtlich Lehrenden (folgend genannt: Lehrbeauftragte) für die 

HSPV NRW von essenzieller Bedeutung. Gem. § 21 FHGöD NRW ist die Hochschule ermächtigt, 

Lehrbeauftragte zur Sicherstellung der Lehre einzusetzen. Hiernach kann mit der Wahrnehmung von 

Lehraufgaben betraut werden, wer nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung den 

Anforderungen der Fachhochschule entspricht.   

Dieser gesetzlichen Vorgabe entspringt die Pflicht, nicht nur den quantitativen Bedarf an Lehrenden 

zu decken, sondern vielmehr durch eine entsprechende Auswahl auch die Qualität der Lehre 

sicherzustellen. 

Ziel dieser Verfügung ist daher, den Prozess der Gewinnung von Lehrbeauftragten für die 

Bachelorstudiengänge an den Abteilungen und Studienorten hochschulweit zu harmonisieren und 

gleichzeitig hochschulweite Qualitätsstandards zu definieren. Bei der Gewinnung und Auswahl von 

Lehrbeauftragten sind folgende Vorgaben zu beachten: 

1. Gewinnung von Lehrbeauftragten

Die Bedarfsfeststellung und Gewinnung neuer Lehrbeauftragter ist Aufgabe der Abteilungsleitung/-

verwaltung. Sie wird dabei gemäß § 18 Abs. 7 S. 2 GO HSPV von den örtlichen Fachkoordinationen 

unterstützt. Dies betrifft insbesondere die Unterstützung der Akquise durch eigene Aktivitäten im 

jeweiligen fachlichen Bereich.  

Die Gewinnung kann auch durch Ausschreibungen bei Universitäten oder Hochschulen, auf 

Jobportalen, bei Behörden, Gerichten oder insbesondere auch auf der Homepage der HSPV NRW 

erfolgen. Dies wird fachlich von der zuständigen örtlichen Fachkoordination durch Gegenlesen des 

Ausschreibungstextes unterstützt. Innerhalb der Fachdisziplinen sollte auf eine Vereinheitlichung 

der in den Ausschreibungen beschriebenen formalen Anforderungen hingewirkt werden.  

Sofern eine Stellenausschreibung erfolgt, ist im Ausschreibungstext der folgende Hinweis 

aufzunehmen: „Die Bewerbung schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter behinderter 

Menschen ist ausdrücklich erwünscht.“ 



2. Auswahl von Lehrbeauftragten

a) formale Anforderungen an Lehrbeauftragte

Die Bewerberinnen und Bewerber für einen Lehrauftrag an der HSPV NRW müssen 

1. einen einschlägigen Hochschulabschluss erworben haben (oder alternativ Kenntnisse

und Erfahrungen, die die Bewerberinnen und Bewerber in ihrem Lehrgebiet befähigen, eine

Lehrtätigkeit auszuüben, die derjenigen von Lehrenden entspricht, die einen

Hochschulabschluss erworben haben)1.

2. im Anschluss daran eine dem Lehrauftrag entsprechende, in der Regel mindestens

dreijährige Berufserfahrung besitzen und

3. die pädagogische Eignung nachweisen oder erwarten lassen. Der Nachweis soll in der

Regel durch Erfahrung in der Lehre oder der Ausbildung nachgewiesen werden.

Eine Begutachtung bzw. Überhörung soll nach den ersten vier Wochen des Einsatzes im Rahmen der 

regulären Lehrveranstaltung stattfinden, wenn die pädagogische Eignung nicht vor der Erteilung 

des Lehrauftrages nachgewiesen ist.  

An der Begutachtung sollen die Abteilungsleitung, die örtliche Fachkoordination sowie ein/e 

Studierende/r und die/der Kurssprecher/in teilnehmen. Im Anschluss soll die Abteilungsleitung ein 

Gespräch mit dem/der Lehrbeauftragten hierüber führen.  

Besteht ein Hinweis auf eine Schwerbehinderung, so ist der Schwerbehindertenvertretung 

Gelegenheit zu geben, an der Begutachtung sowie an dem Gespräch teilzunehmen.  

b) Einschränkungen

Eine Einschränkung gilt zunächst für Personen, die sich bereits im Ruhestand befinden. Liegt der 

Eintritt in den Ruhestand mehr als drei Jahre zurück, sollen Lehraufträge nur dann erteilt werden, 

wenn diese Personen über aktuelle Kenntnisse und Fähigkeiten der beruflichen Praxis verfügen und 

an ihrer Lehrtätigkeit mit Rücksicht auf ihre besonderen Kenntnisse, und mit Rücksicht auf die 

Bedürfnisse des betreffenden Fachgebietes, ein besonderes Interesse besteht.  

Wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig zur Ruhe gesetzte Beamtinnen und Beamte sollen 

nur ausnahmsweise mit Lehreinsätzen beauftragt werden.  

1 Darüber hinaus sollte innerhalb der Fachdisziplinen einheitlich festgelegt werden können, 

welche formalen Mindestforderungen an die Bewerberinnen und Bewerber zu stellen sind. 



c) Bewerbung

Es bedarf einer schriftlichen Bewerbung mit tabellarischem Lebenslauf und der Bescheinigung des 

berufsqualifizierenden Abschlusses bzw. der berufsqualifizierenden Abschlüsse, die für den 

angestrebten Lehreinsatz ausschlaggebend sind. Zudem ist ein geeigneter Nachweis über die 

pädagogische Eignung beizufügen.  

Für Ruheständler/-innen, die bereits hauptamtlich an der HSPV tätig waren, ist das hier 

beschriebene förmliche Bewerbungsverfahren für eine nebenamtliche Tätigkeit entbehrlich.   

d) Vorstellungsgespräch und Informationsgespräch

Bei der Vergabe von Lehraufträgen müssen sowohl ein Vorstellungsgespräch mit der 

Abteilungsleitung als auch ein Informationsgespräch mit der örtlichen Fachkoordination 

stattfinden. Bei Hinweisen auf eine Schwerbehinderung soll die Schwerbehindertenvertretung 

eingebunden werden. 

e) Lehrauftrag

Die Lehraufträge werden grundsätzlich für die Dauer eines Studienabschnitts bzw.   -moduls erteilt. 

Sie enthalten Bestimmungen zur Vergütung. Der Einsatzplan zu den Präsenzlehrveranstaltungen 

wird entweder mit dem Lehrauftrag oder rechtzeitig vor Beginn des Lehreinsatzes in geeigneter 

Weise übermittelt. Der Lehrauftrag umfasst den Auftrag, das Selbststudium anzuleiten.  

Die HSPV NRW und der oder die künftige Lehrbeauftragte müssen bei der Erteilung des 

Lehrauftrages übereinkommen, dass beide Parteien von einer selbständigen Tätigkeit i.S.d. SGB IV 

(vgl. u.a. § 7 SGB IV) ausgehen. Zudem muss der oder die künftige Lehrbeauftragte ausdrücklich 

schriftlich zustimmen, dass er oder sie die Lehrtätig selbständig ausübt. Eine entsprechende 

Erklärung ist durch die Lehrbeauftragten zu unterzeichnen.   

Es soll darauf hingewirkt werden, dass Lehraufträge möglichst geschlechterparitätisch vergeben 

werden.  

Aus Gründen der Korruptionsprävention sollen Lehraufträge nicht an nahe Angehörige von 

Personen vergeben werden, die eine Entscheidungs- oder Koordinierungsfunktion für den 

jeweiligen Bereich ausüben. 



3. Prozessbeschreibung

Der Prozess zur Auswahl von Lehrbeauftragten wird von der Abteilungsleitung geführt und 

verantwortet, von der örtlichen Verwaltung administriert und von der örtlichen Fachkoordination 

begleitet und unterstützt.  

3.1 Prozess 

Bewerbung 

Nach Eingang der Bewerbung (mindestens Anschreiben, tabellarischem Lebenslauf und Nachweis 

des berufsqualifizierenden Abschlusses) wird durch die Studienortsverwaltung eine 

Bewerbungsmappe (ggf. digital), unter Berücksichtigung datenschutzrelevanter Vorgaben, 

angelegt und eine Eingangsbestätigung versandt. Die Unterlagen werden der Abteilungsleitung zur 

Prüfung vorgelegt. Die Abteilungsleitung sichtet die Unterlagen und klärt mit der Verwaltung den 

konkreten Personalbedarf. Liegen die Voraussetzungen für eine Lehrtätigkeit vor und ist konkreter 

Personalbedarf gegeben, veranlasst sie die Weiterleitung der Unterlagen mit entsprechendem 

Votum an die örtliche Fachkoordination. Anderenfalls erfolgt eine (ggf. vorläufige) Absage. 

Informationsgespräch  

Die örtliche Fachkoordination prüft die Bewerbung und führt ein Informationsgespräch mit der 

Bewerberin oder dem Bewerber. Dabei sollen insbesondere die fachliche Geeignetheit und 

inhaltliche Fragen geklärt werden. Im Anschluss erfolgt ein verbindliches Votum über die 

Geeignetheit an die Abteilungsleitung. Für den Fall, dass die Anzahl der Bewerberinnen und 

Bewerber den konkreten Personalbedarf übersteigt, übermittelt die örtliche Fachkoordination 

zudem ein Votum über die aus fachlicher Sicht auszuwählenden Personen.  

Vorstellungsgespräch  

Im Anschluss findet ein Vorstellungsgespräch zwischen der Bewerberin oder dem Bewerber und 

der Abteilungsleitung statt, welches durch die örtliche Verwaltung koordiniert wird. Das Gespräch 

dient insbesondere dazu, die pädagogische und charakterliche Eignung festzustellen sowie 

organisatorische Rahmenbedingungen zu klären. Dabei vereinbart die Abteilungsleitung mit der 

Bewerberin oder dem Bewerber auch die Höhe des Honorarsatzes und verweist auf die 

hochschuldidaktischen Fortbildungsmöglichkeiten sowie auf das Onboarding-Programm der HSPV 

NRW. Das Ergebnis des Gespräches sowie der ggf. angedachte Lehreinsatz wird der örtlichen 

Fachkoordination mitgeteilt. Dies gilt insbesondere dann, wenn mehrere geeignete Bewerber oder 

Bewerberinnen einen Lehrauftrag begehren. Weicht die Einschätzung über die Eignung bzw. den 

Einsatz der Bewerberin oder des Bewerbers zwischen örtlicher Fachkoordination und 

Abteilungsleitung voneinander ab, so ist auf eine einvernehmliche Entscheidung hinzuwirken.    



Ergänzende Unterlagen 

Im Anschluss werden durch die örtliche Verwaltung weitere Unterlagen per E-Mail angefordert 

(SAP-Bogen und Personalbogen), sowie das Handbuch für Lehrbeauftragte versendet. Die 

Unterlagen werden zur Bewerbungsmappe gegeben.  

Speicherung in ANTRAGO 

Daraufhin erfolgt das Anlegen der Person in der Campus Management-Software ANTRAGO, wobei 

auch der Stundensatz und die Zuordnung zum Modul eingetragen werden. 

Infogespräch Lehreinsatzplanung 

Durch die örtliche Verwaltung (Planung) erfolgt nunmehr die Klärung des konkreten Lehreinsatzes 

sowie die Dokumentation in der Lehrveranstaltungsplanungsdatei. Im Anschluss erfolgt die 

konkrete Planung mit ANTRAGO. Es ist sicherzustellen, dass der oder die künftige Lehrbeauftragte 

die Tätigkeit und Arbeitszeit im Wesentlichen frei gestalten kann.   

Lehrauftrag 

Danach wird der Lehrauftrag ausgefertigt und verschickt. Darin enthalten sind auch die 

Anforderungen über die Anleitung des Selbststudiums und die Durchführung von 

Klausuraufsichten, welche durch Erlass des Ministeriums des Innern NRW regelmäßiger Bestandteil 

des Lehrauftrages sind.   

Mit dem Lehrauftrag soll auch das Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung 

erfolgen. Der aufzunehmende Satz lautet: 

„Mit der Übernahme des Lehrauftrages bekennt sich der bzw. die Lehrbeauftragte zur freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland“.   

Bei Lehrbeauftragten, die nicht Beamte (Land/Bund/Kommune etc.) oder Tarifbeschäftigte des 

Landes sind, muss zudem die förmliche Verpflichtung auf die gewissenhafte Erfüllung der 

Obliegenheiten der oder des Lehrbeauftragten nach dem Verpflichtungsgesetz vorgenommen 

werden. Diese wird mündlich vorgenommen. Dabei ist auf die strafrechtlichen Folgen einer 

Pflichtverletzung hinzuweisen. Über die Verpflichtung wird eine Niederschrift aufgenommen, die 

die oder der Lehrbeauftragte unterzeichnet – sie oder er erhält eine Abschrift der Niederschrift. 

Einweisung 

Vor Aufnahme der Lehrtätigkeit erfolgt die örtliche Einweisung als Bestandteil des Onboarding-

prozesses. 



Dazu bietet die örtliche Verwaltung der/dem neuen Lehrbeauftragten einen Besichtigungstermin 

vor Ort an, bei dem Abläufe und Mitarbeitende vorgestellt sowie organisatorische Fragen geklärt 

werden. Nach Absprache kann dies auch mit der bzw. durch die örtliche Fachkoordination 

erfolgen.  

Fachliche Betreuung 

Ist die Vergabe eines Lehrauftrages vorgesehen, beginnt die fachliche Betreuung der bzw. des 

neuen Lehrbeauftragten durch die örtliche Fachkoordination. Dazu sollten fachliche wie 

didaktische Unterlagen (wie zum Beispiel Modulbeschreibungen, Hinweise zu den 

Modulbeschreibungen, Modulübersichten, Prüfungsregularien pp.) zur Verfügung gestellt werden. 

Erforderlichenfalls sollte auch eine Möglichkeit zur Hospitation eröffnet werden. 



3.2 Prozessdarstellung (vereinfacht) 



4. Onboarding der Lehrbeauftragten

Nach dem Personalauswahlprozess schließt sich das Onboarding-Programm für neue 

Lehrbeauftragte an.  

4.1 Örtliches Onboarding 

Auf örtlicher Ebene wird dieser Prozess nach der Einweisung vor Ort (siehe oben) maßgeblich durch 

die örtliche Fachkoordination gesteuert. Sie nehmen die neuen Lehrbeauftragten in den örtlichen 

Facharbeitskreis auf.  

Gemäß § 18 Abs. 7 GO HSPV erbringt sie die notwendigen Informations-, Koordinations- und 

Unterstützungsleistungen in fachlicher und didaktischer Hinsicht.  

Die örtliche Fachkoordination soll dafür sorgen, dass, 

- wesentliche Vorschriften und Materialien zu den Studienmodulen und Prüfungen bereitgestellt

werden,

- in Abstimmung mit dem Landesfacharbeitskreis Lernmaterialien zur Verfügung stehen.

4.2 Überörtliches Onboarding-Programm „First Steps“ 

Das überörtliche Programm zur Einführung neuer Lehrbeauftragter des Dezernats 13 - Zentrum für 

Hochschuldidaktik, E-Learning und Medien - unterstützt den Onboardingprozess.   

Zusätzlich stehen einführende Hinweise auf der Homepage sowie die Kursumgebung „Startklar“ auf 

der Lernplattform ILIAS für Lehrbeauftragte, mit Informationen und virtueller Austausch-

möglichkeit, zur Verfügung. 

Zudem stellt die Hochschule zentral spezifische hochschuldidaktische Fortbildungsangebote bereit: 

 didaktik on  - Online-Fortbildung für Lehrbeauftragte

 LehrImpuls – Crashkurs für Lehrbeauftragte

Auf diese Angebote sind die neuen Lehrbeauftragten im Vorstellungsgespräch hinzuweisen. 

5. Weitere Qualitätssicherung

Die Durchführung von qualitätssichernden Maßnahmen ist wesentliche Aufgabe der örtlichen 

Fachkoordination, vgl. § 18 Abs. 7 GO HSPV. 



a) Unterstützung durch örtliche Fachkoordination

Die örtliche Fachkoordination soll dafür sorgen, dass, 

- regelmäßig Kontakt mit den Lehrbeauftragten aufgenommen wird, um rechtzeitig

unterstützen zu können,

- die Lehrbeauftragten beim Anleiten des Selbststudiums unterstützt werden,

- Informationen zeitgereicht weitergeleitet werden,

- alle (auch nicht aktuell in der Lehre tätigen) Lehrbeauftragten zu Fachkonferenzen

eingeladen werden, pro Semester mindestens eine Fachkonferenz durchgeführt und die

Teilnahme im Protokoll dokumentieren wird und

- die Lehrbeauftragten nach Abschluss ihres Einsatzes aufgefordert werden, zu ihren

Erfahrungen an der Abteilung/am Studienort Stellung zu nehmen.

b) Begutachtung der Lehrveranstaltung (Überhörung)

Im Verlauf des 1. Lehrauftrages sollte ein Besuch der Lehrveranstaltung (Überhörung) durch die 

örtliche Fachkoordination erfolgen, sofern nicht schon zur pädagogischen Feststellung eine 

Überhörung stattgefunden hat. Bei Lehrbeauftragten mit ausgewiesener Lehrerfahrung kann dies 

entbehrlich sein. Über das Ergebnis wird die Abteilungsleitung informiert. Diese prüft, ob sich daraus 

die Notwendigkeit weiterer Unterstützungsmaßnahmen ergibt. 

Die Durchführung der Überhörung durch die örtliche Fachkoordination wird als Ermäßigung der 

Regellehrverpflichtung nach Zif. 2.2.3 der Lehrverpflichtungsverfügung angerechnet. 

Bei Hinweisen auf eine Schwerbehinderung, ist der Schwerbehindertenvertretung Gelegenheit zu 

geben, an der Überhörung teilzunehmen. 

c) Didaktische Fortbildungen

Lehrbeauftragten steht das Programm der hochschuldidaktischen Fortbildung „Weiterbildung 

intern“ zur Verfügung.  

d) Personenbezogene Lehrevaluation

Ergebnis der turnusmäßig zentral durchgeführten personenbezogenen Lehrevaluation kann Anlass 

zu weiteren qualitätssichernden Maßnahmen sein. Die Abteilungsleitung wird gemäß § 3 Abs. 4 

EvaluationsO HSPV über die Ergebnisse hinsichtlich der Lehrbeauftragten informiert.  

Sie berät mit der örtlichen Fachkoordination die im Einzelfall erforderlichen Schritte. Eine Mitteilung 

über das konkrete Ergebnis der Evaluation an die örtliche Fachkoordination ist nach der derzeitigen 

Evaluationsordnung datenschutzrechtlich nicht zulässig.  



Darüber hinaus ist nach § 3 Abs. 5 EvaluationsO HSPV der/die Beauftragte für die personenbezogene 

Evaluation verpflichtet, ein Qualitätsgespräch zu initiieren, wenn das Ergebnis einer kursbezogenen 

Evaluation im Hinblick auf die Bewertungskriterien, die sich auf die/den Lehrbeauftragten beziehen, 

durchschnittlich bei dem Wert 3,5 oder schlechter liegen.  

Die Verfügung zur Vergabe von Lehraufträgen vom 19.11.2011 wird am Tag der Inkraftsetzung dieser 

Verfügung außer Kraft gesetzt. 

Diese Verfügung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

gez. Martin Bornträger

Präsident der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung NRW
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